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Allgemeiner TeU der 
Prüfungsordnung 
für die Bachelor- und Masterstudiengänge an der Technischen Universität Braunschweig 
Auf Vorschlag des Senats haben die Fachbereichs- bzw. Fakultätsräte der Carl-Friedrich-Gauß­
Fakultät für Mathematik IJnd Informatik, der Fakultät für Physik- und Geowissenschaften, des Fach­
bereichs für Biowissenschaften und Psychologie, der Fakultät für Architektur, des Fachbereichs 
Bauingenieurwesen, der Fakultäten für Maschinenbau, für Elektrotechnik und Informationstechnik 
sowie für Geistes- und Erziehungswissenschaften die folgende gemeinsame PfÜfungsordnung be-
schlossen: 
. 
§1 
Geltungsbereich 
(1) Diese PrOfungsordnung ist der Allgemeine Teil der PrOfungsordnung für alle Bachelor- und Mas­
terstudiengänge der Technischen Universität Braunschweig. 
(2) In gesonderten Ordnungen regeln die einzelnen Fachbereiche und Fakultäten für die jeweiligen 
Studiengänge die fachspezifischen Bestimmungen und Abweichungen vom Allgemeinen Teil der 
PrOfungsordnung; insofern haben die Regelungen in der gesonderten Ordnung Vorrang gegenüber 
den Bestimmungen im Allgemeinen Teil. Die gesonderten Ordnungen gelten als Besondere Teile 
dieser PrOfungsordnung und betreffen in erster Linie 
- den zu verleihenden Hochschulgrad, 
- den Innalt der Urkunden und der Zeugnisse (einschI. eines Diploma Supplement) ,  
- die Gliederung des Studiums und die Regelstudienzeit, 
- die Beschreibung der Module (einschI. evtl. Praktika) sowie der ihnen zugeordneten Prüfungslei-
stungen (einschI. der Prüfungsinhalte) sowie die Angabe der ihnen zugeordneten Leistungs­
punkte 
- die Voraussetzungen für die Zulassung zu den PrOfungen und zu der Abschlussarbeit 
- die Dauer der Abschlussarbeit und 
- die Größe und Zusammensetzung des Prüfungsausschusses bei fachübergreifend zusammen-
gesetzten Prüfungsausschüssen. 
§2 
Ziel des Studiums und Zweck der Prüfungen 
(1) Im .Rahmen des Bachelorstudiums sollen die .Stl,Jdierenden die grundlegenden fachlichen Kennt­
nisse, Fähigkeiten, Fertigkeiten und Methoden erlernen, die zu einem qualifIZierten und verantWortli­
chen Handeln in der Berufspraxis befähigen und die es ihnen ermöglichen, ein wissenschaftlich wei­
terführendes Studium anzuschließen, das den Regelabschluss eines konsekutiven Studiengangs 
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darstellt. In den Prüfungen wird festgestellt , ob diese Kompetenzen und Fähigkeiten erworben wur­
den. 
(2) Im Masterstudium sollen die Studierenden vertiefte und/oder erweiterte gründliChe Fachkenntnis­
se, Fähigkeiten und Methoden erwerben. Durch die Prüfungen wird festgestellt, ob der Prüfling die 
für den Abschluss des Studiums notwendigen gründlichen Fachkenntnisse erworben hat,-die fachli­
chen Zusammenhänge überblickt.und die Fähigkeit besitzt, wissenschaftlich zu arbeiten und wissen­
schaftliche Erkenntnisse anzuwenden und bestehende Erkenntnisgrenzen in Theorie und Anwen-
dung mit neuen methodischen Ansätzen zu erweitern. 
' 
§3 
Modularisierung, Leistungspunkte 
(1) Das Bachelor- oder Masterstudium gliedert sich ·in thematisch zusammenhängende Module (ein­
schließlich der Bachelor- oder Masterarbeit). Module bestehen i. d. R. aus zwei bis fünf aufeinander 
aufbauenden oder aufeinander verweisenden oder inhaltlich zusammenhängenden Veranstaltunger. 
(z. B. Einführungs-, Vertiefungs- und Anwendungsveranstaltung), die gemeinsam eine bestimmte 
Kompetenz vermitteln. Den Modulen sind eine oder mehrere Prüfungen und/oder Studienleistungen 
zugeordnet, wobei eine Prüfung auch aus mehreren Prüfungsleistungen bestehen kann. Die Prü­
fungsinhalte beziehen sich auf die in den Veranstaltungen des Moduls zu vermittelnden Kenntnisse 
und Kompetenzen. 
(2) FOr erfolgreich absolvierte Prüfungen und Studienleistungen werden Leistungspunkte nach dem 
ECTS (European Credit Transfer System) vergeben. Die Anzahl der Leistungspunkte (LP) ist ein 
Maß für die mit einem einzelnen Modul verbundene Arbeitsbelastung. Zu Grunde gelegt werden die 
Arbeitsstunden, die durchschnittlich von Studierenden in Bezug auf das entsprechende Modul fOr 
Anwesenheit, Vor- und Nachbereitung sowie Fertigung der Prüfungsleistungen aufzuwenden sind. 
Die Vergabe der Leistungspunkte setzt voraus, dass die. Studierenden die dem Modul zugeordneten 
Prüfungen und/oder Studienleistungen erfolgreich absolviert haben. 
(3) Ein Leistungspunkt entspricht einem zeitlichen Aufwand von 30 Arbeitsstunden. Ausgegangen 
wird von 1.800 Arbeitsstunden im Jahr bzw. 60 Leistungspunkten in einem Studienjahr, d. h. von 30 
Leistungspunkten pro Semester. Das Studienangebot ist so zu organisieren, dass die Studierenden i. 
d. R. 30 Leistungspunkte pro Semester erwerben können. 
§4 
Prüfungsausschuss 
(1) FOr die Organisation der Prufungen und zur Wahrnehmung der durch diese PrOfungsordnung 
zugewiesenen Aufgaben wird jeweils aus Mitgliedem einer Fakultät oder eines Fachbereichs ein 
Prufungsausschuss gebildet, der nach den Vorgaben der Fakultät oder des Fachbereichs für einen 
oder mehrere Studiengänge zuständig ist. Einem Prufungsausschuss gehören jeweils drei Mitglieder 
der Professorengruppe und je ein Mitglied der Mitarbeiter- und der Sttldierendengruppe-an, die, wie 
deren ständige Vertretungen, von den jeweiligen Gruppenvertretungen im Fakultätsrat oder Fachbe­
reichsrat gewählt werden. Die oder der Vorsitzende und ihre oder seine Stellvertretung müssen der 
Hochschullehrergruppe angehören. Sofern mehrere Fakultäten oder Fachbereiche für einen-Studien-
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gang verantwortlich sind, können in den besonderen Teilen der Prüfungsordnung von Satz 1 und 2 
abweichende Regelungen getroffen werden. 
(2) Der Prüfungsausschuss stellt die Durchführung der Prüfungen sicher. Er achtet darauf, dass die 
Bestimmungen des Niedersächsischen HOChschulgesetzes (NHG) und dieser Prüfungsordnung mit 
dem jeweils dazugehörenden Besonderen Teil eingehalten werden. Er berichtet der Fakultät oder 
dem Fachbereich über die Entwicklung der Prüfungs- und Studienzeiten sowie über die Notenvertei­
lung. Der Prüfungsausschuss oder die von ihm beauftragte Stelle führt die Prüfungsakte. 
(3) Der Prüfungsausschuss fasst seine Beschlüsse mit der Mehrheit der abgegebenen gültigen 
Stimmen; Stimmenthaltungen gelten als nicht abgegebene Stimmen. Bei Stimmengleichheit gibt die 
Stimme der oder des Vorsitzenden den Ausschlag. Das studentische Mitglied hat bei der Bewertung 
und Anrechnung von Prüfungs- und Studienleistungen nur beratende Stimme. 
Der Prüfungsausschuss ist beschlussfähig, wenn die Mehrheit seiner Mitglieder, darunter die oder 
der Vorsitzende oder die oder der stellvertretende Vorsitzende und ein weiteres Mitglied der Hoch­
schullehrergruppe anwesend ist. 
(4) Die Amtszeit der Mitglieder des Prüfungsausschusses beträgt zwer Jahre, die des studentischen 
Mitgliedes ein Jahr. 
(5) Der Prüfungsausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung. Ober die SitZungen des Prüfungs­
ausschusses wird eine Niederschrift geführt, in der die wesentlichen Gegenstände der Erörterung 
und die Beschlüsse des Prüfungsausschusses festzuhalten sind. 
(6) Der Prüfungsausschuss kann Befugnisse widerruflich auf den Vorsitz und den stellvertretenden 
Vorsitz übertragen. Die oder der Vorsitzende bereitet die Beschlüsse des Prüfungsausschusses vor 
und führt sie aus. Sie oder er berichtet dem Prüfungsausschuss laufend über diese Tätigkeit. 
(7) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses haben das Recht, bei Prüflingen, nicht aber bei Bera­
tung der Note anwesend zu sein. 
(8) Die Sitzungen des Prüfungsausschusses sind nicht öffentlich. Der Prüfungsausschuss .kann je­
doch Beraterinnen und Berater hinzuziehen und Betroffene anhören. Die Mitglieder des Prüfungs­
ausschusses und deren Vertretungen unterliegen der Amtsverschwiegenheit. Sofern sie nicht im öf­
fentlichen Dienst stehen, sind sie durch die Vorsitzende oder den Vorsitzenden zur Verschwiegenheit 
zu verpflichten. Diese Verschwiegenheitsverpflichtung ist aktenkundig zu machen. 
§5 
Prüfende und Beisitzerinnen und Beisitzer 
(1) Der Prüfungsausschuss bestellt die Prüfenden und bei mündlichen Prüfungen auch die Beisitze­
rinnen und Beisitzer. Die Bestellung der Beisitzerinnen und Beisitzer kann der Prüfungsausschuss 
auf die Prüfenden delegieren. Zur Abnahme von Prüfungen werden Mitglieder und Angehörige dieser 
Hochschule oder einer anderen Hochschule bestellt; die in dem betreffenden Prüfungsfach oder in 
einem Teilgebiet des Prüfungsfaches zur selbständigen Lehre berechtigt sind. Lehrkräfte für beson­
dere Aufgaben sowie in der beruflichen Praxis und/oder Ausbildung erfahrene Personen können in 
geeigneten Prüfungsgebieten zur Abnahme von Prüfungen bestellt werden. Zu Prüfenden sowie Bei-
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sitzerinnen und Beisitzem dürfen nur Personen bestellt werden, die selbst mindestens die durch die 
Prüfung festzustellende oder eine gleichwertige Qualifikation besitzen. 
(2) Studierende können für die Abnahme von Prüfungen Prüfende vorschlagen. Der Vorschlag be­
gründet keinen Anspruch. Ihm soll aber entsprochen werden, soweit ihm nicht wichtige Gründe, ins­
besondere eine unzumutbare Belastung der-Prüfenden, entgegenstehen. 
(3) Der Prüfungsausschuss stellt sicher, dass den Studierenden die Namen der Prüfenden recht­
zeitig, mindestens zwei Wochen vor dem Termin der jeweiligen Prüfung, bekannt gegeben werden. 
(4) Soweit studienbegleitende Prüfungsleistungen zu erbringen sind, die sich auf den Inhalt einer 
Lehrveranstaltung beziehen bzw. die im Rahmen einer Lehrveranstaltung zu erbringen sind, gilt die 
oder der für die Lehrveranstaltung Verantwortliche als bestellte Prüferin oder als bestellter Prüfer. 
(5) Die Prüfenden und die Beisitzerinnen und Beisitzer unterliegen der Amtsverschwiegenheit. Sofem 
sie nicht im öffentlichen Dienst stehen, sind sie durch die Vorsitzende oder den Vorsitzenden zur 
Verschwiegenheit zu verpflichten. 
§6 
Anrechnung von Studienzeiten, Studien- und Prüfungs leistungen 
(1) Studienzeiten, Studienleistungen einschließlich berufspraktischer Tätigkeiten und Prüfungsleis­
tungen, die in dem gleichen Bachelor- oder Masterstudiengang an einer Universität oder gleichge­
stellten Hochschule in der Bundesrepublik Deutschland erbracht wurden, werden ohne· Gleichwertig­
keitsfeststellung anerkannt, sofem der Studiengang in struktureller Hinsicht dem Studiengang an der 
TU Braunschweig entspricht. Im Übrigen erfolgt eine Anrechnung, soweit die Gleichwertigkeit festge­
stellt wird. Die Gleichwertigkeit ist festzustellen, wenn Studienzeiten, Studienleistungen einschließlich 
berufspraktischer Tätigkeiten und Prüfungsleistungen in Inhalt , Umfang und in den Anforderungen 
denjenigen des Studienganges, für den die Anrechnung beantragt wird, im Wesentlichen entspre­
chen. Dabei ist kein schematischer Vergleich, sondem eine Gesamtbetrachtung und Gesamtbewer­
tung im Hinblick auf die Bedeutung der Leistungen für den Zweck der Prüfungen nach § 2 vorzu­
nehmen. Für die Feststellung der Gleichwertigkeit eines ausländischen Studienganges sind die von 
der Kultusministerkonferenz und der Hochschulrektorenkonferenz gebilligten Äquivalenzvereinbarun­
gen oder andere zwischenstaatliche Vereinbarungen maßgebend. Soweit Vereinbarungen nicht vor­
liegen oder eine weitergehende Anrechnung beantragt wird, entscheidet der Prüfungsausschuss ü­
ber die Gleichwertigkeit. Zur Aufklärung der Sach- und Rechtslage kann eine Stellungnahme der 
Zentralstelle für ausländisches Bildungswesen eingeholt werden. Abweichende Anrechnungsbestim­
mungen auf Grund von Vereinbarungen mit ausländischen Hochschulen bleiben unberührt. 
(2) Die Anerkennung einer Abschluss- oder sonstigen Prüfungsleistung als Bachelor- oder Masterar­
beit ist nicht zulässig. Abweichende Anrechnungsbestimmungen auf Grund von Vereinbarungen mit 
ausländischen Hochschulen bleiben unberührt. In einem konsekutiven Masterstudiengang können 
Studien- und Prüfungsleistungen nicht anerkannt werden, die notwendig waren, um den vorange­
gangenen Bachelorstudiengang abzuschließen. 
(3) Für Studienzeiten, Studien- und Prüfungsleistungen in staatlich anerkannten Femstudien gelten 
Absätze 1 und 2 entsprechend. 
5 
(4) Werden Studien- und Prüfungsleistungen angerechnet, werden die Noten - soweit die Notensys­
teme vergleichbar sind - und die Leistungspunkte übernommen und in die Berechnung der Gesamt­
note einbezogen. Bei unvergleichbaren Notensystemen wird der Vermerk "bestanden" aufge­
nommen. Eine Kennzeichnung der Anrechnung im Zeugnis ist zulässig. 
(5) Bei Vorliegen der Voraussetzungen nach den Absätzen 1 und 3 besteht ein Rechtsanspruch auf 
Anrechnung. Über die Anrechnung entscheidet auf Antrag der oder des Studierenden der Prüfungs­
ausschuss. 
§7 
Meldung und Zulassung zu Prüfungen 
(1 ) Zu den einzelnen Prüfungen sowie zur Bachelor- oder Masterarbeit wird zugelassen, wer 
1. in dem Semester, in dem sie oder er sich zur Prüfung meldet, in dem entsprechenden Studien­
gang an der Technischen Universität Braunschweig eingeschrieben ist, 
2. die Zulassungsvoraussetzungen erfüllt, die in den Besonderen Teilen der Prüfungsordnung gere­
gelt sind. 
(2) Soweit in den Besonderen Teilen der Prüfungsordnung keine anderen Regelungen enthalten 
sind, gilt für die Meldung und Zulassung folgendes Verfahren: 
1 .  Die Zulassung zu den einzelnen Prüfungen ist durch schriftliche Anmeldung beim Prüfungsaus­
schuss oder den von ihm beauftragten Stellen innerhalb der vorgegebenen Frist zu beantragen. 
Falls bereits in dem gleichen Studiengang an einer Universität oder gleichgestellten Hochschule 
Prüfungsleistungen nicht bestanden wurden, der entsprechende· Prüfungsanspruch erloschen ist 
oder das Prüfungsverfahren nicht ordnungsgemäß abgeschlossen wurde, ist dieses bei der Mel­
dung zur ersten Prüfung dem Prüfungsausschuss mitzuteilen. 
2. Zu einer Prüfung gilt als zugelassen, wer sich zu dieser Prüfung unter Beifügung der ggf. vorge­
schriebenen Nachweise innerhalb der gesetzten Frist angemeldet hat. Eine Mitteilung ergeht nur, 
wenn die Zulassung zu versagen ist. 
3. Fristen, die für die Anmeldung zu den Prüfungen gesetzt sind, können beim Vorliegen triftiger 
Gründe vom Prüfungsausschuss verlängert oder rückwirkend verlängert werden, insbesondere 
wenn es unbillig wäre, die durch den Fristablauf eingetretene Rechtsfolge bestehen zu lassen. 
4. Der Prüfungsausschuss oder die von ihm beauftragte Stelle stellt die Zulassung bzw. Nichtzulas­
sung zur Prüfung fest. Der Prüfungsausschuss regelt, in welcher Form und an welchen Stellen 
die Bekanntgabe der Prüfungstermine und Anmeldezeiträume sowie die Mitteilung über die Ver­
sagung einer Zulassung und die Bekanntgabe der Prüfungsergebnisse erfolgt. 
(3) Die Zulassung zur Prüfung ist zu versagen, wenn: 
a. die Voraussetzungen nach Absatz 1 nicht erfüllt sind, 
b. die Unterlagen unvollständig sind, 
c. in dem gleichen Studiengang in der Bundesrepublik . Deutschland die Bachelor- oder Masterprü­
fung endgültig nicht bestanden oder das Prüfungsverfahren nicht ordnungsgemäß abgeschlossen 
wurde oder ein Prüfungsanspruch nicht mehr besteht, 
d. nach den ersten beiden Semestern nicht mindestens 30 Leistungspunkte erworben wurden, es 
sei denn, der Prüfungsausschuss hat auf Antrag gestattet, dass der Nachweis der 30 erreichten 
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Leistungspunkte zu einem späteren Zeitpunkt vorgelegt wird. § 9 Abs. 12 und 1 3  sowie § 1 1  Abs. 
3 gelten entsprechend. In den Besonderen Teilen der PrOfungsordnung_ kann die in den ersten 
beiden Semestern mindestens zu erwerbende Anzahl der Leistungspunkte auf 20 festgelegt wer­
den. In diesem Fall haben die Studierenden mit 20 bis 29 Leistungspunkten an einem Beratungs­
gespräch teilzunehmen und 30 Leistungspunkte spätestens nach -dem 3. Semester nachzuwei-
sen�� ----- -- -- --- - - - -_. ---- �-- --- -_. 
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Beratungsgespräche, Mentorensystam . 
In den Besonderen Teilen der Plilfungsordnung kann vorgesehen werden, dass Studierende an ei­
nem oder mehreren obligatorischen Beratungsgesprächen teilzunehmen haben. Den Studierenden 
können auch einzelne Mentorinnen und Mentoren zugeordnet werden. 
19 
Aufbau der Prüfungen, Arten der Prüfungsleistungen 
(1) Die Bachelor- oder MasterprOfung besteht jeweils aus den PrOfungen und der Abschlussarbeit. 
PrOfungen setzen sich aus einer oder mehreren PrOfungsleistungen in einem Plilfungsfach oder ei­
nem fächerübergreifenden Prüfungsgebiet zusammen. Die PrOfungen finden studienbegleitend statt. 
Soweit die AufgabensteIlung dies erfordert, werden die Studierenden während der Bearbeitungszeit 
betreut. PrOfungen können u. a. durch folgende Arten von Plilfungsleistungen abgelegt werden: 
1 .  Klausur (Absatz 3), 
2. mündliche PrOfung (Absatz 4), 
3. Hausarbeit (Absatz 5) , 
4. Entwurf (Absatz 6), 
5. Referat (Absatz 7) 
6. Erstellung und Dokumentation von Rechnerprogrammen 
(Absatz 8), 
7. experimentelle Arbeit (Absatz 9). 
In den Besonderen Teilen der Plilfungsordnung können weitere Arten von PrOfungsleistungen vorge­
sehen werden, soweit die unterschiedlichen Fachkulturen dieses erfordern, insbesondere um in adä­
quater Form den Erwerb der den einzelnen Modulen zugeordneten Kompetenzen und Fertigkeiten 
überprOfen zu können. Soweit im Rahmen eines Studiums neben Prüfungen auch Studienleistungen 
(Leistungsnachweise) . gefordert werden, ist dieses ebenfalls in den Besonderen Teilen zu regeln. 
Studienleistungen sind im Gegensatz zu Plilfungsleistungen uneingeschränkt wiederholbar; im übri­
gen gelten Sätze 3 bis 6 entspreChend. 
(2) In den Besonderen Teilen der Prüfungsordnung sind die den einzelnen Modulen zugeordneten 
PrOfungen (und ggf. Studienleistungen) sowie deren Art und Umfang sowie die PrOfungsinhalte und 
PrOfungsgegenstände aufgeführt. Sofern darin vorgesehen ist, dass nach Wahl der PrOferin -oder des 
PrOfers unterschiedliche Prüfungs- und/oder Studienleistungen zu erbringen sind, ist den Studieren­
den spätestens zu Beginn des Semesters Art und Umfang der PrOfungs- bzw. Studienleistung mit­
zuteilen. Geeignete Arten von PrOfungsleistungen können in Form einer Gruppenarbeit zugelassen 
werden. Der als PrOfungsleistung zu bewertende Beitrag des einzelnen Prüflings muss die an die 
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Prüfungsleistung zu stellenden Anforderungen erfüllen sowie als individuelle Leistung auf Grund der 
Angabe von Abschnitten, Seitenzahlen oder anderen objektiven Kriterien deutlich abgrenzbar und für 
sich bewertbar sein. 
(3) In einer Klausur soll der PrClfling nachweisen, dass er in begrenzter Zeit, mit begrenzten Hilfsmit­
teln und unter Aufsicht mit den geläufigen Methoden des Faches ein Problem erkennen und Wege zu 
einer Lösung finden kann. Näheres, insbesondere zur Bearbeitungszeit, ist in den Besonderen Teilen 
der Prüfungsordnung geregelt. 
(4) Die mündliche Prüfung findet - nach Vorgabe der Fächer bzw. der Prüfenden - i. d. R. vor zwei 
Prüfenden (Kollegialprüfung) oder einer oder einem Prüfenden und einer sachkundigen Beisitzerin 
oder einem sachkundigen Beisitzer als Einzelprüfung oder als Gruppenprüfung für bis zu fünf Studie­
rende gleichzeitig statt. Die Beisitzerin oder der Beisitzer ist vor der Notenfestsetzung zu hören. Die 
wesentlichen Gegenstände der Prüfung, die Bewertung der Prüfungsleistung und die tragenden Er­
wägungen der Bewertungsentscheidung sind in einem Protokoll festzuhalten. Es ist von den Prüfen­
den oder der oder dem Prüfenden und der Beisitzerin oder dem Beisitzer zu unterschreiben. Absatz 3 
Satz 2 gilt entsprechend. 
(5) Eine Hausarbeit ist eine selbständige schriftliche Bearbeitung einer fachspezifischen oder fächer-
. übergreifenden AufgabensteIlung. Im Einzelfall kann auf begründeten Antrag des Prüflings die Bear­
beitungszeit ausnahmsweise um bis zu einem Viertel der Zeit verlängert werden. In geeigneten Fäl­
len können die erarbeiteten Lösungen in einer für die berufliche Tätigkeit typischen Weise mündlich 
erläutert werden. Absatz 3 Satz 2 gilt entsprechend. 
(6) Ein Entwurf umfasst die Bearbeitung einer fachspezifischen oder fächerübergreifenden Auf­
gabensteIlung in konzeptioneller und konstruktiver Hinsicht unter besonderer Berücksichtigung piane­
rischer Aspekte. Absatz 5 Sätze 2 bis 4 gilt entsprechend. Der architektonische Entwurf beinhaltet 
auch das Erfassen und die analytische Klärung einer fachspezifischen oder fächerübergreifenden 
Aufgabe der Architektur ebenso wie die darauf aufbauende Darstellung einer adäquaten Lösung. Zur 
Entwurfsaufgabe kann gehören, die Ergebnisse der Arbeit in einer Präsentation darzustellen und in 
einer Diskussion zu begründen. Näheres, insbesondere hinsichtlich Art, Umfang, Bearbeitungszeit 
des architektonischen Entwurfes ist im entsprechenden Besonderen Teil der Prüfungsordnung gere­
gelt. 
(7) Ein Referat umfasst: 
1. eine eigenständige - i. d. R. schriftliche - Auseinandersetzung mit einem Problem unter 
Einbeziehung und Auswertung einschlägiger Literatur, 
2. die Darstellung und die Vermittlung der Ergebnisse im mündlichen Vortrag sowie in einer 
anschließenden Diskussion. 
Absatz 5 Sätze 2 bis 4 gilt entsprechend. 
(8) Die Erstellung und Dokumentation von Rechnerprogrammen umfasst in der Regel 
1 .  die Beschreibung der Aufgabe und ihrer Abgrenzung, 
2. die Erarbeitung theoretischer Voraussetzungen für die Bearbeitung der Aufgabe, insbeson­
dere die Auswahl der geeigneten Methoden unter Einbeziehung und Auswertung einschlägi­
ger Literatur, 
------------------------------------ - --�-
3. die Formulierung der verwendeten Algorithmen in einer geeigneten Programmiersprache, 
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4. das Testen des Programms mit mehreren exemplarischen Datensätzen und das überprafen 
der Ergebnisse auf ihre Richtigkeit, 
5. die Programmdokumentation insbesondere mit Angabe der verwendeten Methoden, des 
Ablaufplans, des Programm protokolls (Quellenprogramm) und des Ergebnisprotokolls. 
Absatz 5 Sätze 2 bis 4 gilt entsprechend. 
(9) Eine experimentelle Arbeit umfasst die theoretische Vorbereitung, den Aufbau und die DurchfOh­
rung eines Experiments sowie die schriftliche Darstellung der Arbeitsschritte, des Versuchsablaufs 
und· der Ergebnisse des Experiments und deren kritische WOrdigung. Absatz 5 Sätze 2 bis 4 gilt ent­
sprechend. 
(10) Als schriftliche Leistung darf nur eine Originalarbeit vorgelegt werden, d. h. eine selbst verfasste 
Arbeit, die noch nicht in, einer anderen PrOfung vorgelegen hat. Zusammen mit der schriftlichen 
Leistung hat die oder der Studierende eine schriftliche Versicherung darOber einzureichen, dass die 
schriftliche Leistung (bei einer Gruppenarbeit der entsprechend gekennzeichnete Anteil) selbststän­
dig verfasst, noch nicht im Rahmen anderen PrOfung.en vorgelegt wurde und keine anderen als die 
genehmigten oder angegebenen Quellen und Hilfsmittel benutzt wurden. Die schriftliche Leistung ist 
in deutscher SpraChe oder in Absprache mit der PrOferin oder dem PrOfer in Englisch oder einer an­
deren Sprache abzufassen. Die Aufgabe für die Prafungsleistung wird von den PrOfenden festgelegt. 
Können sich diese nicht einigen, legt der Prafungsausschuss die Aufgabe fest. Dem PrOfling kann 
Gelegenheit gegeben werden, fOr die Aufgabe Vorschläge zu machen. 
. 
( 1 1) Der PrOfungsausschuss legt zu Beginn eines jeden Semesters die Zeitpunkte fOr die Abnahme 
der mündlichen PrOfungen und Klausuren sowie die Aus- und Abgabezeitpunkte fOr die übrigen ter­
mingebundenen PrOfungsleistungen fest. Der Prpfungsausschuss informiert die Studierenden recht­
zeitig über Art und Anzahl der zu erbringenden Leistungen und über die Termine, zu denen sie zu 
erbringen sind. Er kann Aufgaben nach Satz 1 und 2 auf die PrOfenden übertragen. 
(1 2) Macht der PrOfling glaubhaft, dass er wegen länger andauernder oder ständiger körperlicher 
Behinderung nicht in der Lage ist, PrOfungsleistungen ganz oder teilweise in der vorgeschriebenen 
Form abzulegen, ist ihm durch den PrOfungsausschuss zu ermöglichen, die PrOfungsleistungen in­
nerhalb einer verlängerten Bearbeitungszeit oder gleichwertige PrOfurigsleistungen in einer anderen 
Form zu erbringen. Dazu kann die Vorlage eines ärztlichen Attestes verlangt werden. 
(13) Studierenden, die sich in einer besonderen sozialen Situation (z. B. Schwangerschaft, Erziehung 
von Kindern oder Pflege von Angehörigen) befinden, kann auf Antrag an den PrOfungsausschuss 
eine Abweichung von dem zeitlich festgelegten Ablauf der Bachelor- oder MasterprOfung gewährt 
werden. 
110 
Öffentlichkeit von mOndlichenPrOfungen 
Studierende, die sich demnächst der gleichen Pfofung unterziehen wollen, sowie andere Mitglieder 
der Hochschule, die ein eigenes berechtigtes Interesse geltend machen, sind als Zuhörerinnen oder 
Zuhörer bei mOndlichen PrOfungen (§ 9 Abs. 4) zuzulassen. Auf Antrag der oder des Kandidaten 
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kann auch die Gleichstel lungsbeauftragte an den Prüfungen als Zuhörerin teilnehmen. Dies erstreckt 
sich nicht auf die Beratung und Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses an den Prüfling. Auf Antrag 
eines Prüflings sind die Zuhörerinnen und Zuhörer nach Satz 1 auszuschließen. Anträge nach Sätzen 
2 und 4 sind an den oder die Prüfenden zu richten. 
§ 11 
Rücktritt, Versäumnis, Täuschung, Ordnun9sverstoß 
(1) Studierende können ihre Meldung zur Prüfung ohne Angabe von Gründen bis eine Woche vor 
Ausgabe des Themas bzw. der AufgabensteIlung zurücknehmen. Die Rücknahme ist der Stelle ge­
genüber schriftlich zu erklären, die für die Anmeldung zuständig war. 
(2) Eine Prüfungsleistung gilt als mit "nicht ausreichend" (5,0) bewertet, wenn der Prüfling ohne trifti­
ge Gründe 
1 .  zu einem Prüfungstermin nicht erscheint, 
2. nach Beginn der Prüfung bzw. nach dem für eine Rücknahme zu lässigen Zeitraum von der 
Prüfung zurücktritt, 
3. eine schriftliche Prüfungsleistung gem. § 9 oder die Abschlussarbeit nicht innerhalb der vor­
geschriebenen Bearbeitungszeit erbringt oder 
4. die Wiederholungsprüfung nicht zu dem gemäß § 1 3  Abs. 4 Satz 2 vorgesehenen Termin 
ablegt . 
(3) Die für den Rücktritt oder das Versäumnis geltend gemachten Gründe müssen dem Prüfungs­
ausschuss oder den von ihm beauftragten Stellen unverzüglich schriftlich angezeigt und glaubhaft 
gemacht werden; andernfalls gilt die betreffende Prüfungsleistung als mit "nicht ausreichend" (5 ,0) 
bewertet. Eine Exmatrikulation und eine Beurlaubung als. solche sind keine triftigen Gründe. Bei 
Krankheit ist ein ärztliches Attest - oder im Einzelfall, insbesondere bei wiederholter Krankmeldung 
auf Verlangen des Prüfungsausschusses ein amtsärztliches Attest - vorzulegen. Werden die Gründe 
anerkannt, so wird ein neuer Termin, in der Regel der nächste reguläre Prüfungstermin, anberaumt. 
Konnte bei einer Prüfungsleistung der Abgabetermin aus triftigen Gründen nicht eingehalten werden, 
so kann der Abgabetermin hinausgeschoben werden. Wegen nachgewiesener Erkrankung kann der 
Abgabetermin - sofern in den Besonderen Teilen der Prüfungsordnung keine kürzeren Fristen be­
stimmt werden - in der Regel um bis zu 6 Wochen verschoben werden. Danach ist bei längerer 
. Krankheit i. d. R. ein neues Thema zu stellen. 
(4) Versucht der Prüfling, das Ergebnis seiner Prüfungsleistung durch Täuschung oder Benutzung 
nicht zugelassener Hilfsmittel zu beeinflussen, gilt die betreffende Prüfungsleistung als mit "nicht aus­
reichend" bewertet. In besonders schweren Fällen kann der Prüfungsausschuss zusätzlich das end­
gültige Scheitern in dem Prüfungsfach feststellen. Ein Prüfling, der den ordnungsgemäßen Ablauf der 
Prüfung stört, kann von der oder dem jeweils Prüfenden oder Aufsichtsführenden von der Fortset­
zung der Prüfung ausgescnlossen werden; in diesem Fall gilt die betreffende Prüfung als mit .nicht 
ausreichend" bzw. "nicht bestanden" bewertet. Der Prüfling kann innerhalb einer Frist von zwei Wo­
chen nach Bekanntgabe der Entscheidungen nach Satz 1 bis 3 verlangen, dass die Entscheidung 
durch den Prüfungsausschuss überprüft wird. 
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§ 12 
Bewertung der Prüfungsleistung und Bildung der Note 
(1) Die einzelne Prüfungsleistung wird von der oder dem jeweils Prüfenden oder, wenn die Prü­
fungsleistung von zwei Prüfenden zu bewerten ist, von beiden Prüfenden benotet. Die Ergebnisse 
der schriftlichen Prüfungsleistungen sind in der Regel spätestens vier Wochen nach Abgabe der je­
weiligen Prüfungsleistung bekannt zu geben. 
(2) Für die Bewertung der Prüfungsleistungen sind folgende Noten zu verwenden: 
1 = sehr gut = eine besonders hervorragende 
Leistung, 
2 = gut = eine erheblich über den durch-
schnittlichen Anforderungen 
liegende Leistung, 
3 = befriedigend = eine Leistung, die in jeder Hinsicht durchschnittlichen 
Anforderungen entspricht, 
4 = ausreichend = eine Leistung, die trotz ihrer Mängel den 
Mindestanforderungen entspricht, 
5 = nicht ausreichend = eine Leistung, die wegen erheblicher Mängel den 
Anforderungen nicht genügt. 
Im Zeugnis dürfen, sofern die Besonderen Teile der Prüfungsordnung nichts anderes vorgeben, nur 
diese Noten verwendet werden. Die Notenziffern können jedoch zur differenzierten Bewertung um 
0 ,3  erhöht oder erniedrigt werden und sind in dieser Form zur Berechnung der Gesamtnote heranzu­
ziehen. Die Noten 0,7; 4,3; 4 ,7; 5 ,3  sind dabei ausgeschlossen. 
Studien leistungen können nach Satz 1 benotet oder mit bestanden/nicht bestanden bewertet werden. 
Bei der Berechnung der Gesamtnote werden die Noten für Studien leistungen nicht berücksichtigt. 
(3)· Eine Prüfungsleistung ist bestanden, wenn sie mit mindestens "ausreichend" bewertet wurde. 
Wird die Prüfungsleistung von zwei Prüfenden bewertet, ist sie bestanden, wenn beide die Leistung 
mit mindestens "ausreichend" bewerten. In diesem Fall errechnet sich die Note der bestandenen 
Prüfungsleistung aus dem Durchschnitt der von den Prüfenden festgesetzten Einzelnoten. Die Be­
gründung der Bewertungsentscheidung mit den sie tragenden Erwägungen ist, soweit sie nicht 
zugleich mit der Bewertung erfolgt, auf Antrag der oder des Studierenden schriftlich mitzuteilen. Die 
Begründung ist mit der Prüfungsarbeit zu der Prüfungsakte zu nehmen. 
(4) Bei der Bildung der Note gemäß Absatz 3 Satz 3 wird nur die erste Dezimalstelle hinter dem 
Komma berücksichtigt; alle weiteren Stellen werden ohne Rundung gestrichen. 
Die Note lautet: 
bei einem Durchschnitt 
bei einem Durchschnitt 
bei einem Durchschnitt 
bei einem Durchschnitt 
bei einem Durchschnitt 
bis 
von 
von 
von 
ab 
1 ,6 
2,6 
3,6 
4,1 
einschI. 1 ,5 "sehr gut" , 
bis einschI. 2,5 "gut", 
bis einschI. 3 ,5 nbefriedigend", 
bis einschI .  4,0 nausreichend", 
"nicht ausreichend". 
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(5) Hat ein PrOfIing an einer PrQfung teilgenommen, obwohl ihm keine Wiederholungsmöglichkeit 
mehr zustand, so wird das Ergebnis der PrOfung nicht gewertet. Entsprechendes gilt in der Regel 
auch, wenn ein PrOfling an einer PrQfung teilgenommen hat, obwohl er nicht zugelassen war. 
(6) Eine PrQfung ist bestanden, wenn die PrOfungsleistung mit mindestens "ausreichend" bewertet 
wurde. Besteht die PrQfung aus mehreren· PrUfungsleistungen, ist die PrOfung bestanden, wenn jede 
PrOfungsleistung mit mindestens "ausreichend" bewertet wurde. Die Note errechnet sich - soweit in 
den Besonderen Teilen keine anderweitigen Regelungen enthalten sind - aus dem nach Leistungs­
punkten gewichteten Durchschnitt der Noten fOr die einzelnen PrOfungsleistungen. Absatz 4 gilt ent­
sprechend. 
§13 
Wiederholung von Prüfungen . 
(1) Eine nicht bestandene PrOfungsleistungen kann einmal wiederholt werden. Wird die PrOfungs­
leistung erneut mit "nicht ausreichend" bewertet oder gilt sie als mit "nicht ausreichend" bewertet und 
ist eine Wiederholungsmöglichkeit nach Absatz 2 nicht mehr gegeben, so ist die Bachelor- oder 
MasterprOfung endgOltig nicht bestanden. 
(2) Eine zweite Wiederholung einer PrOfungsleistung ist - soweit die Besonderen Teile der PrOfungs­
ordnung keine anderweitigen Regelungen enthalten - nur in maximal vier unterSchiedlichen PrO­
fungsleistungen zulässig. 
(3) In der letzten WiederholungsprOfung, deren Nichtbestehen das endgültige Scheitern und damit 
die Beendigung des Studiums zur Folge hätte, darf fOr eine schriftliche PrOfungsleistung die Note 
"nicht ausreichend" nur nach mOndlicher ErgänzungsprOfung getroffen werden. Diese mOndliche Er­
gänzungsprOfung wird von zwei PrOfenden abgenommen; im Obrigen gilt § 9 Abs. 4 entsprechend. 
Die PrOfenden setzen die Note der WiederholungsprQfung unter angemessener BerOcksichtigung der 
schriftlichen Leistung und des Ergebnisses der mündlichen ErgänzungsprOfung fest. FOr die Bildung 
der Durchschnittsnote gilt § 12 Abs. 4 entsprechend. Die mOndliche ·ErgänzungsprOfung ist ausge­
schlossen, wenn die schriftliche PrOfungsleistung gemäß § 11 Abs. 4 als mit "nicht ausreichend" be-
wertet gilt. 
' 
(4) FOr WiederholungsprOfungen ist eine Anmeldung nicht erforderlich. WiederholungsprUfungen sind 
im Rahmen der PrOfungstermine des jeweils folgenden Semesters abzulegen. Auf Antrag des PrOf­
lings kann der PrOfungsausschuss Ausnahmen zulassen. Im besonderen Teil der PrQfungsordnung 
können ergänzende Regelungen getroffen werden. 
(5) Die Wiederholung einer bestandenen PrUfungsleistung ist nicht zulässig. 
(6) In dem gleichen Studiengang an einer anderen Universität oder gleichgestellten Hochschule in 
der Bundesrepublik Deutschland erfolglos unternommene Versuche, eine PrUfungsleistung abzule­
gen, werden auf die' Wiederholungsmöglichkeiten-nach denAbsätzen 1 und 2 angerechnet. 
(7) Die Wiederholungs möglichkeiten fOr Studienleistungen (Leistungsnachweise LN) sind nicht be­
schränkt. 
§14 
Bachelor-IMasterarbeit 
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(1) Die Bachelor- oder Masterarbeit soll zeigen, dass der Plilfling in der Lage ist, innerhalb einer vor­
-gegebenen Frist ein Problem aus der gewählten Fachrichtung selbstständig nach wissenschaftlichen 
Methoden zu bearbeiten. Thema und AufgabensteIlung der Arbeit müssen dem PrClfungszweck (§ 2) 
und der Bearbeitungszeit nach Absatz 5 entsprechen. Die Art der Aufgabe und die AufgabensteIlung 
müssen mit der Ausgabe des Themas festliegen. 
. -
(2) Die Bachelor- oc;ter Masterarbeit kann - wenn es die-Fachkultur erlaubt - bei geeigneter Themen­
steIlung in Form einer Gruppenarbeit angefertigt werden. Der als Plilfungsleistung zu bewertende 
Beitrag des einzelnen PrOflings muss auf Gr:und der Angabe von Abschnitten, Seitenzahlen oder an­
deren objektiven Kriterien deutlich abgrenzbar und für sich bewertbar sein und den Anforderungen 
nach Absatz 1 entsprechen. 
(3) Das Thema der Arbeit kann von den Mitgliedern der Hochschullehrergruppe und den hauptaliltlich 
tätigen Privatdozentinnen und Privatdozenten der für den Studiengang jeweilS verantwortlichen Fa­
kultäten oder Fachbereiche vergeben werden. Das Thema kann auch von den im Ruhestand befind­
lichen Professorinn�n und Professoren der Fakultät oder des Fachbereiches und mit Zustimmung 
des PrOfungsausschusses auch von weiteren zur Abnahme von Prüfungen berechtigten Personen 
gern. § 5 Abs. 1 vergeben werden. Im Fall von Satz 2 muss die oder der ZweitprOfende hauptamtli­
che Professorin oder hauptamtlicher Professor der Fakultät oder des Fachbereiches sein. 
(4) Das Thema wird von der oder dem ErstprOfenden festgelegt. AUf Antrag sorgt der Plilfungsaus­
schuss dafür, dass der Plilfling rechtzeitig ein Thema erhält. Die Ausgabe des Themas erfolgt über 
den Vorsitz des Plilfungsausschusses oder über von ihm beauftragte Stellen; die Ausgabe ist akten­
kundig zu machen. Mit der Ausgabe des Themas werden die oder der Prüfende, die oder der das 
Thema festgelegt hat (ErstprOfende oder ErstprOfender) , und die oder der ZweitprOfende bestellt. 
(5) Sofern in den Besonderen Teilen der PrOfungsordnung keine anderen Regelungen enthalten sind, 
werden für die Bachelorarbeit 1 2  und für die_ Masterarbeit 30 Leistungspunkte vergeben, wobei die 
Bearbeitungszeit drei bzw. sechs Monate beträgt. Das Thema kann nur einmal und nur innerhalb des 
ersten Drittels der Bearbeitungszeit nach Satz 1 zurückgegeben werden. Auf begrOndeten Antrag 
kann der- Prüfungsausschuss im Einzelfall die Bearbeitungszeit ausnahmsweise um bis - zu einem 
Drittel verlängern. In den Besonderen Teilen der PrOfungsordnung können die in Satz 1 und Satz :) 
genannten Fristen verkOrzt werden. 
(6) Bei der Abgabe der Arbeit hat der PrOfIing schriftlich zu versichern, dass er die Arbeit - bei einer 
Gruppenarbeit den entsprechend gekennzeichneten Anteil der Arbeit - selbstständig verfasst und 
keine anderen als die angegebenen Quellen und Hilfsmittel benutzt hat. 
(7) Die Arbeit ist - in der Regel in zwei gebundenen Exemplaren - fristgemäß bei der oder dem Vor­
sitzenden des PrOfungsausschusses bzw. den von ihm beauftragten Stellen abzuliefern; der Abgabe­
zeitpunkt ist aktenkundig zu machen. 
(8) Die Arbeit ist in der Regel innerhalb von vier Wochen nach ihrer Abgabe durch beide Prüfende 
nach § 1 2  Abs. 2 bis 4 zu bewerten. 
� - �---- -�-�---- -----------
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(9) Zur Bachelor- oder Masterarbeit wird nur zugelassen, wer die in den Besonderen Teilen der Pru­
fungsordnung festgelegten Voraussetzungen erfüllt und von den zum erfolgreichen Abschluss des 
Studiums erforderlichen Leistungspunkten mindestens ein Drittel an der Technischen Universität 
Braunschweig erworben hat. Auf Antrag kann der Prüfungsausschuss Ausnahmen zulassen. 
§15 
Kolloquium, Präsentation 
Die Besonderen Teile der Prufungsordnung können regeln, dass im Zusammenhang mit der Bache-
10r-/Masterarbeit ein Kolloquium oder eine Präsentation durchzuführen ist. Die näheren Einzelheiten, 
auch zur Vergabe von Leistungspunkten, sind ebenfalls in den Besonderen Teilen der Prüfungsord­
nung zu bestimmen. 
§ 16 
Wiederholung der Bachelor-lMasterarbeit 
Die Bachelor-oder Masterarbeit kann, wenn sie mit "nicht ausreichend" bewertet wurde oder als mit 
"nicht ausreichend" bewertet gilt, einmal wiederholt werden; eine zweite Wiederholung ist ausge­
schlossen. Eine Rückgabe des Themas ist bei der Wiederholung der Arbeit nur zulässig, wenn von 
dieser Möglichkeit nicht schon bei der ersten Arbeit (§ 14 Abs. 5 Satz 2) Gebrauch gemacht wurde. 
Die Ausgabe des Themas für die Wiederholung der Arbeit muss spätestens drei Monate nach Be­
kanntgabe des Ergebnisses der ersten Arbeit beantragt werden, sofern nicht auf Grund der Vorga­
ben in den Besonderen Teilen der Prüfungsordnung vom Prüfungsausschuss Termine für die Aus­
gabe des Themas für Wiederholungsarbeiten vorgegeben werden. Wird die Frist nicht eingehalten, 
so weist der Prüfungsausschuss ein 'Thema zur Bearbeitung zu. 
§17 
Ergebnis der Prüfung, Beendigung des Studiums 
(1) Die Bachelor- oder Masterprüfung ist bestanden,  wenn sämtliche nach den Besonderen Teilen 
der Prüfungsordnung erforderlichen Prüfungsleistungen einschließlich der jeweiligen Abschlussarbeit 
mit mindestens nausreichend" bewertet und die ggf. erforderlichen Studien leistungen bestanden wur­
den und die erforderliche Anzahl von in der Regel 180 bzw. 120 Leistungspunkten erreicht wurde. 
(2) Sofern in den Besonderen Teilen der Prüfungsordnung nichts Gegenteiliges geregelt ist, errech­
net sich die Gesamtnote der Bachelor-/Masterprüfung aus dem Durchschnitt der nach Leistungs­
punkten gewichteten Noten für die Prüfungen einschließlich der Bachelor- oder Masterarbeit; § 12 
Abs. 4 und 6 gilt entsprechend. In den Besonderen Teilen der Ordnung kann geregelt werden, dass 
bei insgesamt hervorragenden Prüfungsleistungen das Prädikat nmit Auszeichnung bestanden" ver­
liehen wird. 
(3) Das Studium ist endgültig "nicht bestanden", wenn 
- der Prüfungsanspruch nach § 7 Abs. 3 Buchstabe d erloschen ist, 
- auf Grund einer schweren Täuschung gern. § 11 Abs. 4 S. 2 das endgültige Scheitern in einem 
Prüfungsfach festgestellt wurde, 
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- eine Wiederholungsmöglichkeit für eine nicht bestandene Prüfungsleistung nach § 13 Abs. 1 und 
2 nicht mehr besteht oder die Bachlor-/Masterarbeit auch im Wiederholungsfall mit "nicht ausrei­
chend" bewertet wurde oder als mit "nicht ausreichend" bewertet gilt. 
§18 
Zeugnisse und Bescheinigungen 
( 1 )  Hat der Prüfling die-Bachelor- oder MasterprOfung bestanden, so erhält er unverzüglich, möglichst 
innerhalb von vier Wochen, ein Zeugnis, in dem die Gesamtnote, die abgelegten PrOfungen mit den 
dazugehörigen Leistungspunkten und Noten sowie das Thema der Abschlussarbeit und deren Note 
und Leistungspunktzahl aufgeführt werden. In den Besonderen Teilen der PrOfungsordnung ist fest­
gelegt, welche weiteren Angaben im Zeugnis auszuweisen sind. Als Datum des Zeugnisses ist der 
Tag anzugeben, an dem die Voraussetzungen fOr das Bestehen der PrOfung erfüllt waren. Zusam­
metn mit dem Zeugnis wird dem Prüfling eine Bachelor- oder Masterurkunde mit dem Datum des 
Zeugnisses ausgehändigt. Darin wird die Verleihung des akademischen Grades beurkundet. Das 
Zeugnis und die Urkunde werden auf Antrag auch in englischer Sprache ausgestellt. Dem Zeugnis 
wird ein Diploma Supplement in englischer Sprache beigefügt, das eine Beschreibung der durch den 
jeweiligen Studiengang erworbenen Qualifikationen enthält. 
(2) Zusätzlich zur Gesamtnote wird im Zeugnis eine ECTS-Note nach folgender relativer Skala auf­
geführt: 
"A": beste 10 % 
"B": nächste 25 % 
"C": nächste 30 % 
"0": nächste 25 % 
"Eu: nächste 1 0 %. 
Bezugsgröße sind die erzielten Gesamtnoten der Absolventen der vorangegangenen 4 Semester 
(ohne das laufende Semester). Die ECTS-Note wird nur aufgeführt, wenn die Gesamtzahl der vergli­
chenen Noten mindestens 30 beträgt. In den Besonderen Teilen der Prüfungsordnung kann geregelt 
werden, dass im Zeugnis auch für Einzelnoten eine ECTS-Note anzugeben ist. 
(3) Hat ein Prüfling die Bachelor- oder MasterprOfung noch nicht bestanden, so wird ihm auf Antrag 
gegen Vorlage der entsprechenden Nachweise und der Exmatrikulationsbescheinigung vom PrO­
fungsausschuss eine schriftliche Bescheinigung ausgestellt. Diese Bescheinigung enthält die Angabe 
der absolvierten PrOfungen mit deren Noten und die erreichten Leistungspunkte, lässt erkennen, 
dass die Bachelor- oder MasterprOfung noch nicht bestanden ist, und gibt die zum Bestehen der Ba­
chelor- oder Masterprüfung noch fehlenden Leistungspunkte an. Auf Antrag wird zusätzlich eine Be­
scheinigung ausgestellt, die lediglich die erbrachten PrOfungs- und Studien leistungen ausweist. 
(4) Der Bescheid über eine endgültig nicht bestandene Bachelor- oder MasterprOfung wird durch den 
PrOfungsausschuss in schriftlicher Form erteilt. Der Bescheid ist mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu 
versehen. Die Bescheinigung gemäß Absatz 3 Satz 1 wird .auch ohne Antrag ausgestellt und beige­
fügt. 
15 
§19 
. ZusatzprOfungen 
( 1 )  Studierende können - sofern in den Besonderen Teilen der PrOfungsordnung keine anderweitigen 
Regelungen getroffen werden - über den für die einzelnen Studiengänge vorgesehenen Umfang 
hinaus Leistungspunkte erwerben, solange die Prüfungs- und Studienleistungen, die zum Abschluss 
des Studiums erforderlich sind, noch nicht vollständig erbracht wurden. Die oder der Studierende hat 
vor Anmeldung beim Prüfungsausschuss zu beantragen, dass die Prüfung als Zusatzprüfung ge­
wertet werden soll. 
(2) Das Ergebnis der Zusatzprüfungen und die erreichte Zahl der Leistungspunkte wird auf Antrag in 
das Zeugnis aufgenommen, jedoch bei der Festsetzung der Gesamtnote nicht mit einbezogen. 
§20 
EinstufungsprOfung 
( 1 )  Abweichend von den Regelungen zur Zulassung zu den Prüfungen der Bachelor-/Masterprüfung 
und zu der Abschlussarbeit kann auch zugelassen werden, wer in einer EinstufungsprOfung nach­
weist, dass er über Kenntnisse und Fähigkeiten verfügt, die in bestimmten Modulen des betreffenden 
Studienganges vermittelt werden. 
. 
(2) Zur Einstufungsprüfung wird nur zugelassen, wer in einem Bewerbungsverfahren 
1. die Berechtigung zum Studium in dem entsprechenden Studiengang nachweist, 
2. eine abgeschlossene Berufsausbildung oder eine fünfjährige Berufstätigkeit in einem dem 
Studium in dem gewählten Studiengang förderlichen Beruf nachweist oder über entspre­
chende anderweitig erworbene praktische Erfahrungen verfügt und 
3. den Erwerb der für die Einstufungsprüfung erforderlichen Kenntnisse und Fähigkeiten 
glaubhaft macht. 
. 
(3) Zur Einstufungsprüfung wird nicht zugelassen, wer für einen Studiengang dieser Fachrichtung an 
einer Hochschule eingeschrieben ist oder in den drei vorangegangenen Jahren eingeschrieben war 
oder wer eine Vorprüfung, Bachelor-/Masterprüfung oder eine. entsprechende staatliche oder kirchli­
che Prüfung, eine Einstufungsprüfung oder Externenprüfung in einem solchen Studiengang endgültig 
nicht bestanden hat oder zu einer Einstufungsprüfung oder EXtemenprüfung in einem solchen Stu­
diengang endgültig nicht zugelassen wurde. 
(4) Der Antrag auf Ablegung der Einstufungsprüfung ist an den zuständigen Prüfungsausschuss zu 
richten. Dem Antrag sind beizufQgen: 
1. eine Erklärung darüber, in welchem Umfang und für welche Module die Anrechnung von 
Leistungspunkten beantragt wird, 
2. die Nachweise nach Absatz 2, 
3. eine Darstellung des Bildungsganges und der ausgeübten beruflichen Tätigkeiten, 
4. Erklärungen nach Absatz 3. 
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(5) Über den Antrag entscheidet der Prüfungsausschuss. Ist es der Bewerberin oder dem Bewerber 
nicht möglich, eine nach Absatz 4 erfordertiehe Untertage in der vorgeschriebenen Weise beizufügen, 
kann der Prüfungsausschuss gestatten, den Nachweis auf andere Art zu führen. 
. 
(6) Ergeben sich Zweifel hinsichtlich der in Absatz 2 Nm. 2 und 3 genannten Voraussetzungen, so 
kann der Prüfungsausschuss bestimmen; dass ein Fachgespräch mit der Bewerberin oder dem Be­
. werber von mindestens 30 Minuten Dauer durchgeführt wird. Der Prüfungsausschuss bestellt hierfür 
zwei Prüfende, eine der prüfenden Personen muss der Hochschullehrergruppe angehören. Im Übri­
gen findet § 9 Abs. 4 entsprechende Anwendung. Die beiden Prüfenden stellen fest, ob die Voraus­
setzungen nach Absatz 2 Nm. 2 und 3 gegeben sind. Die Bewerberin oder der Bewerber hat nach 
der Mitteilung des Ergebnisses des Fachgespräches das Recht, den Antrag zurückzuziehen oder 
hinsichtlich Absatz 4 Satz 2 Nr. 1 zu ändern. 
(7) Über das Ergebnis des Bewerbungsverfahrens wird ein schriftlicher Bescheid erteilt. Zugelassene 
Personen haben unbeschadet der immatrikulationsrechtlichen Vorschriften das Recht, sich als Gast­
hörerin oder Gasthörer durch den Besuch von Lehrveranstaltungen über die in den betreffenden Mo­
dulen vermittelten Kenntnisse und Kompetenzen zu informieren. Nicht zugelassene Personen kön­
nen das Bewerbungsverfahren einmal wiederholen. In dem Bescheid nach Satz 1 wird ein Zeitraum 
festgelegt, innerhalb dessen eine Wiederholung des Bewerbungsverfahrens unzulässig ist. Dieser 
Zeitraum darf ein Jahr nicht unterschreiten und drei Jahre nicht überschreiten. 
(8) Die Art der Prüfungsleistungen und die Prüfungstermine für die Einstufungsprüfung werden vom 
Prüfungsausschuss festgesetzt. Die Einstufungsprüfung ist hinsichtlich des Verfahrens nach den 
gleichen Grundsätzen durchzuführen wie die entsprechenden Prüfungen in diesem Studiengang. Die 
Anforderungen bemessen sich nach den Prüfuhgsinhalten der den betreffenden Modulen zugeord­
neten Prüfungsleistungen bzw. richten sich nach den in den Modulen vermittelten Kompetenzen. In 
geeigneten Fällen können die Prüfungen zusammen mit den Prüfungen fOr die Studierenden dieses 
Studienganges abgenommen werden. . 
(9) Für die Bewertung und die Wiederholung der Prüfungsleistungen für die EinstufungsprOfung geI-
ten die §§ 9, 1 0, 1 1 , 1 2, 1 3  entsprechend. 
. 
( 1 0) Über das Ergebnis der Einstufungsprüfung ergeht ein schriftlicher Bescheid. Der Bescheid kann 
unter der Bedingung ergehen, dass bestimmte Studien- und Prüfungsleistungen innerhalb einer be­
stimmten Frist nach Aufnahme des Studiums erbracht werden. Der Bescheid kann auch eine Ein­
stufung in ein anderes Semester vorsehen, als beantragt wurde. Im Zeugnis gem. § 1 8  Abs. 1 wer­
den nur die Leistungen berücksichtigt, die nach Beginn des Studiums absolviert wurden. 
§ 21 
Ungültigkeit der Prüfung 
(1) Wurde bei einer Prüfung getäuscht und wird diese Tatsache erst nach der Aushändigung des 
Zeugnisses bekannt, so kann der Prüfungsausschuss nachträglich die Noten für diejenigen Prü­
fungsleistungen, bei deren· Erbringung d�r Prüfling getäuscht hat; entsprechend berichtigen und - die 
Prüfung ganz oder teilweise für "nicht bestanden" erklären.  
(2) Waren die Voraussetzungen für die Zulassung zu einer Prüfung nicht erfüllt, ohne dass der . Prüf­
ling hierüber täuschen wollte , und wird diese Tatsache erst nach der Aushändigung des Zeugnisses 
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bekannt, so wird dieser Mangel durch das Bestehen der PrOfung geheilt. · Wurde die Zulassung vor­
sätzlich zu Unrecht erwirkt, so entscheidet der PrOfungsausschuss unter Beachtung der gesetzlichen 
Bestimmungen Ober die ROcknahme rechtswidriger Verwaltungsakte. 
(3) Dem prOflir�g jst vor einer Entscheidung Gelegenl'leit zur Erörterung der Angel�genheit mit dem 
Prilfungsausschuss zu geben. 
(4) Das unrichtige PrOfungszeugnis ist einzuziehen und durch ein richtiges Zeugnis oder eine Be­
scheinigung nach § 1 8  zu ersetzen. Mit dem unrichtigen PrOfungszeugnis ist auch die Bachelor- oder 
Masterurkunde einzuziehen, wenn die PrOfung auf Grund einer Täuschung fOr "nicht bestanden" er­
klärt wurde. Eine Entscheidung nach den Absätzen 1 und 2 Satz 2 ist nach einer Frist von fOnf Jah­
ren ab dem Datum des PrOfungszeugnisses ausgeschlossen. 
1 22 
Einsicht in die PrOfungsakte 
Dem PrOfIing wird auf Antrag nach Abschluss jeder PrOfung Einsicht in seine schriftlichen PrOfungs­
arbeiten, in die Bemerkungen der PrOfenden und in die PrOfungsprotokol le gewährt. Der Antrag ist 
spätestens innerhalb eines Jahres nach Abschluss der PrOfungen bzw. der Bachelor-/Masterarbeit 
oder des Bescheides Ober die nichtbestandene PrOfung beim PrOfungsausschuss zu stellen. Der 
Prilfungsausschuss bestimmt Ort und Zeit der Einsichtnahme. 
1 23 
HochschulöffentlIche Bekanntmachungen 
(1 ) Dieser Allgemeine Teil der PrOfungsordnung sowie die Besonderen Teile der PrOfungsordnung 
. sind hochschul öffentlich bekannt zu machen. Die einzelnen . PrOfungsausschOsse sorgen dafOr, dass 
die Studierenden in geeigneter Weise von dieser PrOfungsordnung und den Besonderen Teilen der 
PrOfungsordnung Kenntnis nehmen können. 
(2) Der PrOfungsausschuss oder die von ihm beauftragten Stellen können EntsCheidungen und ande­
re Maßnahmen, die nach dieser PrOfungsordnung getroffen werden, insbesondere die Zulassung zur 
Plilfung, Versagung der Zula$sung, Melde- und Plilfungstermine und -fristen sowie PrOfungsergeb­
nisse, hochschulöffentlich in ortsOblicher Weise bekannt machen. Dabei sind datenschutzrechtliche 
Bestimmungen zu beachten. 
1 24 
Einzelfallent8cheidungen, Widerspruchsverfahren 
( 1 ) Ablehnende Entscheidungen und andere belastende Verwaitungsakte, die nach dem Allgemeinen 
Teil oder den Besonderen Teilen dieser PrOfungsordnung getroffen werden, sind schriftlich zu be­
granden, mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen und nach § 41 VwVfG bekannt zu geben-. 
Gegen diese Entscheidungen kann innerhalb eines Monats nach Zugang des Bescheides Wider­
spruch beim PrOfungsausschuss nach §§ 68 ff. der Verwaltungsgerichtsordnung eingelegt werden. 
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(2) Über den Widerspruch entscheidet der PrOfungsausschuss. Soweit sich der Widerspruch gegen 
_ eine Bewertung einer oder eines PrOfenden richtet, entscheidet der PrOfungsausschuss unter Be­
achtung der in Absatz 3 enthaltenen Vorgaben. Der oder dem Studierenden ist vor der Entscheidung 
Gelegenheit zur Stellungnahm'e zu geben. 
- (3) Werden in dem Widerspruch konkret Einwendungen gegen prOfungsspezifische Wertungen und 
fachliche Bewertungen vorgebracht und wird substantiiert vorgetragen, dass dielösung entgegen der 
Meinung der oder des PrOfenden richtig oder zumindest vertretbar ist, leitet der PrOfungsausschuss 
den Widerspruch dieser oder diesem PrOfenden zur ÜberprOfung zu. Ändert die oder der PrOfende 
die Bewertung antragsgemäß, so hilft der PrOfungsausschuss dem Widerspruch ab. Sofern die oder 
der PrOfende die Bewertung nicht antragsgemäß ändert, OberprOft der PrOfungsausschuss zunächst 
auf Grund der Stellungnahme �er oder des PrOfenden, ob 
1 .  das PrOfungsverfahren nicht ordnungsgemäß durchgefOhrt worden ist, . 
2. bei der Bewertung von einem falschen Sachverhalt ausgegangen worden ist, 
3. allgemein gOltige Bewertungsgrundsätze nicht beachtet worden sind, 
4. eine vertretbare und mit gewichtigen Argumenten folgerichtig begrOndete Lösung als falsct 
gewertet worden ist, 
5. sich die oder der PrOfende von sachfremden Erwägungen hat leiten lassen. 
Stellt der PrOfungsausschuss einen Verstoß nach Satz 3 Nr. 1 bis 5 fest und liegt nicht nur ein unbe­
deutender Verfahrensfehler vor, so hilft der PrOfungsausschuss dem Widerspruch bereits in diesem 
Stand des Verfahrens ab und beauftragt andere, mit der Abnahme dieser PrOfung bisher nicht be­
fasste PrOfende damit, die PrOfungsleistung erneut zu bewerten bzw. die mOnd liehe PrOfung erneut 
abzunehmen. Sofern kein Verfahrensfehler oder ein nur unbedeutender Verfahrensfehler vorliegt, hat 
der PrOfungsausschuss unter BerOcksichtigung der Stellungnahme der oder des PrOfenden - ggf. 
unter Hinzuziehung eines Sachverständigen - festzustellen, ob die als ungerecht empfundene Be­
wertung fehlerhaft ist und, falls ein Fehler festgestellt wird, ob dieser fOr die PrOfungsentscheidung 
wesentlich sein konnte. Sofern nach Ansicht des PrOfungsausschusses die Bewertung fehlerhaft war 
und sich auf die Benotung ausgewirkt haben konnte, hilft der PrOfungsausschuss dem Widerspruch 
gemäß Satz 4 ab. 
-
(4) Absätze 2 und 3 gelten entsprechend, wenn sich der Widerspruch gegen die Bewertung durch 
mehrere PrOfende richtet. 
(5) Sofern sich der Widerspruch gegen eine Entscheidung des Prufungsausschusses richtet, ent­
scheidet, soweit der PrOfungsausschuss dem Widerspruch nicht abhilft, der Fakultäts- oder Fachbe­
reichsrat Ober den Widerspruch. 
(6) Über den Widerspruch soll innerhalb eines Monats entschieden werden. 
(7) Das Widerspruchsverfahren darf nicht zur Verschlechterung der PrOfungsnote fUhren. 
§ 25 
Übergangsvorschriften 
(1) FOr die bei In-Kraft-Treten dieser Ordnung bereits eingerichteten Bachelor- und Masterstudien­
gänge gelten die jeweiligen PrOfungsordnungen zunächst weiter fort. Sie sind spätestens bis Ende 
- - - - - -----
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des Jahres 2006 an diese Ordnung anzupassen . Dabei ist durch entsprechende Übergangsvor­
schriften sicher zu stellen, dass der Vertrauensschutz der Studierenden gewährleistet ist. 
(2) Für Studiengänge, die ab Wintersemester 200512006 eingerichtet werden, gelten die Bestimmun­
gen dieser PrOfungsordnung. 
1 26 
In-Kraft-Treten 
Diese PrOfungsordnung tritt am Tag nach ihrer hochschulöffentlichen Bekanntmachung in Kraft. 
-
-----
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